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Iızı Ilaııefı des Reichs. 

s 
! in 

In der Strafsache gegen den Schuhmacher E 
aus tilatt, _ geboren an 
Hapíerken, Kreis Hetdenburg, 
±.z±. in der Gefançenenanetalt I in Leipzig in Haft, 

wegen Vorbereitung zum Hochverrat user. 
. 

hat das Reichsgericht, Ferienaenat, in der öffentlichen 
Sitzung vom 23. Juli 1938, an welcher teilgenommen haben 

als dichter: 
der Reichsgerichterat Driver als Vorsitzender 
und die Reiohegertchteräte Hengelkoch, 0r.Ietper t, 
Ur. Hertel und Dr. Schultze, 

als Beamter der $taatsanwaltechaft: 
der Amtegerichterat Br.Hüller, 

als Urhundsbeanter der Geschäfts stelle: 
der.Ju8tisoberaeRretär lrcneberg, 

nach nündltcher Verhandlung für Recht erkannt: 
Der Angeklagte wird wegen Vorbereitung nun Hochverrat 

in Tateinheit mit einen Verbrechen gegen das Gesetz gegen 
den verbrecherischen und gemetngefährltchen Gebrauch von 
Sprengetoffeh von 9, Juni 1884, mit einen Vergehen gegen 
das Krtegegerätêgesets vom 27. Juli 1927 und mit einem 
ergehen gegeN die Verordnung über die Zurückführung von 
Farren und Eeeresgut in den Besitz des Reiches vom 14.0e= 
Member 1918 

ı 

zu d r e i J h r e n Z u c h t h  a u s, 
auf die acht Monate der, Jntereuohungshaft angerechnet wer= 
den, und zur Tragung der Kosten des Verfahrens verurteilt. 

a 

.t 
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In Rahmen des § 41 lba,2 StG8. sind alle Stücke des 
Flugblatts „in die Organisation" sowie die zu ihrer Her= 
Stellung bestimmten Platten und Formen unbrauchbar Su na= 
oben. 

I 

Die besohlagnahıten 4 Sprengkapseln und.3 -Seit enge= 
wahre werden eingezogen; die ff Settengewehre sind auch 
unbrauchbar Su machen. 

Yon Rechts wegen. 

I 

G r in rz d e . 

ø 

.r I, 

I 

Die ILB. betreibt den gewaltsamen Sturz der Betchsverfassunm 
die Prchlanierung der Diktatur des Proletariats und.dte Er= 
richtung einer Arbeiter= und Bauernregterung nach russischem 
Hueter. Um für den dazu geeignet erscheinenden Augen blick ge= 
rüstet Su sein, fordert sie in ihrer Presse , in ~xåhllosen 
Broschüren und auf jede andere ihr geeignet erscheinende leise 
~eur Yerwirhltchunglder von ihr vertretenen Ziele mittels des 
'bewaffneten Aufstandes und des Bürgerkrieges auf{Eanä in Fand 
damit geht eine über das ganze Reich verbreitete, bis ins 
Kleinste ausgearbeitete Zersetzung der Poltxeibeantenschaft 
und der Reichswehr, da die ZPD. erkannt hat, daß steäbei den 
Su erwartenden Kampfe um die lacht vor allem auf den -Widerstand 
dieser lachtmtttel des Staates stoßen wird. 

ZU den Hitteln der Vorbereitung des bewaffneten 8luf= 
Standes durch die zrn, gehört auch die Ansammlung von Vaffen 
jeder Art, von lánitíon und Sprengstcffen. Gerade in der 
letzten Zeit sind solche Eampfntttel .von Mitgliedern der IPB. 
in gans erheblichem Umfange angesammelt, versteckt undaufbe= 
wahrt worden. Das ist in.eahlretchen Verhandlungen von den 
Senaten des Reichsger tchts festgestellt worden. 

I 

-; 

11. 

1. Ber Vater des Hlngeklagten vor früher âliíhlenuerwal ter und 
8pà'-= 
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später lühlenbesitser. Der Angeklagte wurde nach der Eheschei- 
dung seiner Eltern bei seiner Hutter erzogen und trat, nachdem 
er vorher Iaufmannsgehilfe bei seiner Hutter gewesen war, am 
28. April 1920 in die vorläufige Reíohswehr, und zwar bein Bei= 
_tetregfnent in Insterburg,ein, wo er in den Jahren 1920 bis 
1924 mehrfach dissiplinartsch bestraft worden ist. .in 15, Hai 
1925 wurde er wegen Unwürdtgkeít fristlos entlassen. In der 
Entscheidung des geiohswehr= Ministeriums vom Hai 1925 wird zur 
Begründung der Entlassung des Angeklagten folgendes angegeben: 

„ Der Reiter S hat nach Zeugenaussagen die 
Retchsregíerung und die Retchewehr uerdchtlich gemacht 

und die in der russischen Roten lrnee herrschenden 
Jdeen als richttgbezeiohnet„ Hierdurch hat e r  eine 
mit den freupflichten eines deutschen Soldaten unuen= 
einbaue Gesinnung bekundet und sich der lchtung, wel= 
ehe seine Berufstellung erfordert, unwürdig erwiesen. 
Jm Jahre 1926 eröffnete er in fiisit Nach seiNer Ver: 
heiratung eine Sohuhmachereíerhstatt. 

2, Üer Angeklagte trat in den Roten Frcnthånpfer=Bund ein, 
in den er etwa 4 Eonate lang Hestrhsleiter für verschiedene 
Kreise 'war; In Oktober 1927 A s t e r  nach seiner Angabe wieder aus 
dem Ars, ausgetreten. 8r ist auch Kitglted der Kfz., und ist als 
solcher Stadtverordneter in Ttlstt gewesen. luah sonst ist 
der Angeklagte im homıuntstisohen Sinne tätig gewesen;"so hat 
er in ftlstt eine kommunistische Versammlung geleitet. Er war 
auch Mitglied der Roten Hilfe. 

3. In Jahre 1927 hat gegen 'den angeklagten eine reíohs= 
gerichtliche'voruntersuchung wegen Yorberettung zum Boohverrat 
geschwebt, weil~er in den dringenden Verdacht stand, die ?Aug= 
Schrift „Hie Rsiehswehr, Organ für die gemeinsamen Interessen 
der Arbeiter und Soldaten und für proletartsohe ieeresfragen" 
ín'Oktober 1927 an Angehörige des Retterregtuents I in filmt 
verbreitet zu haben. Dieses Verfahren ist auf Grund des Ge= 
setses über gtraffrethstt vom 14. Jμlt 1928 eingestellt 
Eöfdêflı 

Fetterhin hat der Angeklagte in Jahre 1929 in dem der= 
dacht gestanden, Ende 1928 erneut' Zersetsungssohrtften an 

R8iOh8= 

3 
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Reichs »ihr= 'und Schutzpolizei= Angehörige in filmt u=rbreitet 

zu haben, Üas 'Ferfahren es* aber mangels hinreiohenáen Bawatses 
eingestellt worden, 

4. Der Ãnyeklagte hat glaubhaft erklär t, daß ihn die 

Ziele der KPD. aus der äomauntsti 0chen Schriften, insbesondere 

auch.aus den Kommunistischen Hantfeeg bekannt seien. Er hat bâa 

8tritteN, Kenntnis den Bestrebungen der KPD, zu haben, 

die auf das Sammeln von Waffen und Sprengstoffen und auf die 

Zersetzung der staatlichen Iaohtmitíel abzielen, während er 

andererseits sugtbt, sich über die Bestrebungen der pro, athen= 
dig unterrichtet und in Rammuntsttaohen Zeitungen .auch über 

die Urteile des Retahsgeríohta in Hoohverratasaohen gelesen zu 

haben, 

Y,~'ı L L 

III, 

-1 ad 

e 

1. Auf Grund einer vor traulichen Mitteilung, daß bei den 

angeklagten Uaffen und Sprengstoffe lagern sollten, nahm die 

Polizeidirektion in Ttl8tt 19. Hovember 1932 durch den Uri= 

ntnalhonztssar v und den Irtntnal= Bextrksaekretär 

eine Durchsuchung seiner Wohnung im Hause 

vor, bei der der Angeklagte zugegen war. in diesem 

!age'iet 'insbesondere auch die Sohuhnaoherwerkatatt des enge= 

klagten dercheuoht worden, Es sind auch stiohprobeweise Gra- 

bungen, soweit es der Enden sulteß, vorgenommen worden, Die 

Ouraheuohung verlief jedoch ergebnislos, 
Ba die Vermutung bestand, daß der Angeklagte einen teil 

seiner Sachen bei seinem Nachbarn, dem Fleischer 4 

untergehraoht habe, wurde auch die Wohnung eovte 

der Holzatall des durchsucht. 'Hierbei wurde in dem 

sehen Holeetallauf einen Brett eine Holzkiste, die 

mit einen Forhängeaohloß versehen war, vorgefunden. In dieser 

Kiste befanden sich: 
1. vier Sprengkapseln, 
2. ein åadeatretfen mit neun Patronen, 
3. eine ansaht von oruoheohriften. 

Üieee liste nebst den Inhalt ist' auf folgende Uetse in 

› 

1 - 
I 
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gekommen: 

\ 

Holsstdll 
Der Angeklagte erschien etwa Ende Oktober oder Anfang 

Fovenber 1932 bei in Holxstall und fragte 

, ab er eine kleine liste in den Stalle unterstellen 
könne, was ihm gestattet wurde. Darauf stellte der Angeklagte 
die von der Polizei vorgefundene Kiste, die mit einem 7orhånge= 
schloß versehen war, in dem Holxstall unter. Ein in der Holz: 
Kiste vorgefundener kleiner 8andhoffer gehörte dem Arbeiter 

, einem Sohn des Fletsohers , von 
dem ihn der Angeklagte etwa Mitte oder Ende Oktober 1932 gelbe= 
hen hatte. 

2. An 22. November 1932 ist die Schuhıacherwerhetatt des 
lngehlagten durch den Krtntnal=lsststenten und zwei 
weitere Beamte ncohıals gründlich einer Durchsuchung unter= 
zogen worden, wobei auch der Fußboden vollständig umgegraben 

wurde. in diesem Tage wurden folgende Gegenstände vorgefunden 
und beschlagnahmt: 

1 

1. Neun verschlossene Flaschen Ott se? S-Patronen und 
drei russischen Geıehrpatrcnen, die in einer Ecke 
unter hletngenachten Bolz=etwa so an in Erdboden 

vergraben lagen. Fine Anzahl dieser Flaschen 
war vorher mit Petroleum ausgespült worden. 

2. In einer alten, an der Decke hängenden Gießkanne 
unter kcnıunisti8chen Flugblättern etwa svansig 
russische Eadestreifen. 

3. auf .einem Kantnchenkasten in einer leeren Ölkanne 
35 Ladestretfen für deutsche und zwei Ladestretfen 

* für russische Gewehrıuntttcn. 
4. In einer Ecke unter Gerümpel eine unverschlossene 

íolskiste mit Schrtftstüchen; darunter befanden 
sich auch uerschteäene Briefumschläge mit der An: 
Schrift des Angeklagten. 

in 28. Härte 1933 waren die Jrbetter ' und 
alt Erdarbeiten neben den Hclsstall des Angeklagten 

beschäftigt. Dabei stießen sie in etwa es on Tiefe auf einen 
Bretterverschlag in der Größe'102 x so x 40 cm, der oben mit 
einen 16 ca breiten Blechstreifen überdeckt war. In diesem der= 

3 . 

schlag 
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schlag befanden sich drei verrostete deutsche Seitengewehre. 
benanhrichttgten den von ihrem 

FUnde, der seinen Schwiegersohn beauftragte 
den Fund der Polizeidirektion in f i l m t  zu melden. Als darauf= 
hin der rtıinaleekretär die Maße des Verachlagea 
feststellte, erschien die Ehefrau des Angeklagten und sagte 
etwa: "Ha, die Bretter werden Sie mir doch lassen; ich brauche 
doch mein Holt". Später sagte sie hierzu, daß sie sich geirrt 
haben könnte, 

I 

1v. 

0057. 

Von den aufgefundenen Druck 8ohriften sind 
1.) „ Ber bewaffnete Aufstand", durch Ur teil des Reichege= 

richte 27. Mai 1932, 14 a/9 1,/406/31, 
2.) „ Neue Architektur e Oktober, Jahrgang 6, Nr.5/6, vom 

Uesember 1931, durch Ur teil des Retchsgertohts vom 
25. 'Fouenber I932, 13 J,51/32, 

3.) „ Die Heíohowehr und die Arbeiterschaft " durch-Ur teil 
ı des Het ch8gerichta vom 86 November 1932 13 J,893/31, 

4.) „ Bktober " Jahrgang 6 Nr.1/2 vom April 1931, durch Ur= 
teil des Rëichegertchts von 12. Februar 1932, 14a/9 

. J.96G/31, - 
5.) „ Oktober" Jahrgang 6, Nr.3 vom Juni 1931, durch Urteil 

des Reichageríchte vom 3.August /932› 14a/9 J,880/31- 
Je wegen ihres hochuerräterteohen Inhalte im Umfange« des § 41 
Absatz 2 des Strafgesetzbuches unbrauchbar Su machen. 

In oh ist insbesondere die Rede davon, daß die enge= 
hörigen der Retchswehr und der» Schutzpoltzeí im kommunistischen 
Sinne beeinflußt werden müßten. 

Auch eine Reihe anderer in der Ferkstatt des Angeklagten 
gefundener Schriften ist auf die Unterhöhlung des Reichs und der 
Sohutspoltaei gerichtet, so das Rundschreiben : „ in alle 
Jugendgruppen, Retchpieteoh und Iöbia - Aufgebot", in den es 
heißt: „ ltr müssen im Honat September bei der Durchführung 
des Retchpieteohı und Köbie= Aufgebotes den Beweis erbringen, 
daß wir getreu der Tradition dieser beiden revolutionären 
Iatroeen ihr begonnenes Uerk fortsetzen. Das, was sie nicht 

Voll: 

den 

l 



7' 

vollbringen konnten, muß uns durch geeinte Kraft möglich sein. 
Ueshalb erfordert das Beichspietsch= und Iöbts= Aufgebot die 
Anspannung aller vorhandenen Kräfte, um die Organisation 
einen gewaltigen Schritt vor wär ts Su bringen." 

Ferner auch das in acht Stücken bei den Ängehlagten vorge= 
wundere Flugblatt: „ in die Organisation", in dem es heißt: 
„ mir sind die Soldaten der Eeyoluttcn ! lle Soldaten der Revo- 
lutton müssen wir mit der größten Energie , der Gefahren nicht 
achtend, unsere Pflichten erfüllen, Heran an die Truppen des 
Gegners, kämpft um die Truppen der Bourgecisie." 

Bei der körperlichen Durchsuchung des Angeklagten wurde ein 
Zettel vorgefunden, auf dem u.a. als Stichwort „Zersetzung des 
Staateapparates " verzeichnet steht. 

F. 

Der Senat hat auf Grund des einwandfreien Gutachtens 
des Sachverständigen, Feuerwerks- Oberleutnants a,D. 
festgestellt, daß die vier am 19. November 1932 gefundenen 
Sprengkapseln teils deutscher , teils ausländischer Herkunft 
und daß sie tadellos erhalten sind, so daß ate als anfangs= 
Mündung für jeden Sprengstoff Verwendung finden können; . sie eng: 
halten Sprengstoff in Sinne des Sprengstoffpesetses vom 9. Juni 
1884. Ferner hat der Senat auf Grund dieses Gutachtens festge= 
stellt, daß die am 28. März 1933 gefundenen drei Settengewehre 
deutsches lríegsfabrtkat sind. 

1 

er, 

1. Der Angeklagte hat iıı Torverfahren und in der For- 
untersuchung Jede Aussage verweiger t. 

In der Hauptverhandlung hat e r  sich wie folgt singe: 
lassen : 

Der Schwiegersohn des ,Sohvirk8sliea, 

sei seit den Juni 1932 Hitglied der XSOlP,; da ihm - dem Angel 

klagten « das bekannt gewesen sei, Set es unmöglich gewesen, 
daß er als lomnuni 8t dem |' | oder den etwas 
in Verwahrung habe geben können. denn diese als Zeugen etwas 

der: I 

1 
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Gil 

ı 

derartiges ausgesagt hätten, so hätten sie die Hnwahrhett 
gesagt. wolle im übrigen seine - des Angeklagten - 
'ahnung beziehen und suche The daher zu schaden; auch sei 

Agent der Polizei. 
Bereits an 19. November 1932 sei der Fußboden in Seinen 

Räumen gründlich durchgegraben worden; dabei sei nichts Belasten 
des gefunden worden. Von den am 22. November 1982'gefundenen 
Sachen gehöre ihm nur die Holskiete( Nr.4), die die Feamten 

19.~lovenber bereits gesehen, auf die sie aber keinen Uer t 
gelegt hätten; er nehme an, daß die übrigen am 22. November 
beschlagnahmten Sachen von untergeschoben seien, 

um ihm zu schaden; er sei weder im Besitz von Sprengkapseln 
noch von Ladeetretfen noch von Fatronen geveaen. 

Den ad 22, Harz 1933 in der Erde vorgefundenen Bretterver= 
schlag habe er als Aufenthaltsraum für seine Kaninchen gemacht; 
wie die Sei tengewehre dahlngekomoen seien, könne er sich nicht 
erklären; vielleicht habe sie auch hineingelegt. 
er habe sie nie inBesitx.gehabt. 

. 

Von den an 19. und 22. November beschlagnahmten Schriften, 
deren Inhalt tha vorgehalten worden sei, kenne er nur das Buch: 
„ 'as sahen 56 deutsche lrbetter in Rußland ? ". Er habe ein 
solches .Buch gehabt und habe es auch~gelesen. Ob das beschlag- 
nahnte Buch dieses rar teı 8 sein Buohsat, könne er nicht sagen. 
Über das Buch von Halle : „ Pie vertetttgt steh- der Proletartsr 
vor Gericht ? n habe er Vorlesungen gehört; in~setneı Besitz 
sei das Buch ebensswentg gewesen sie alle die anderen be= 
sohlagnahaten Uruaksohrtften alt. der einen schon erıdhnten 
Ausnahme, Er habe die Drusksohrtften nicht besessen und kenne 
sie auch nicht; er habe erst während der Untersuchung das erste 
Hal davon gehört. Er wisse nicht, wer Betohptetsoh und löbis 
seien, Er habe wenig Interesse an der Literatur , da er nicht 
lange lesen könne. Er Set :Mar honıuntstisoher Stadtverordnete? 
gewesen; die kommunistischen Stadtuerordneten und Parlanentafl 
rter seien aber „ die harıloseeten Leute, die es gäbe". Es Set 
einmal ein komauntsttsoher Redner aus Königsberg in ftlsít ge= 
Wesen, der u,a. gesagt habe: „ Der Staatsapparat zersetst 
steh selbst "; bei dieser Rede habe er sich die HOrte „ !erset= 
sung.des Staatsapparates " aufgezeichnet. 

I 

2. 
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2. Diese g des Angeklagten unglaubhaft. Auf 
Grund der etdllchen fiehuıdungen der Beamten, die die Uuroh8u= 
Chung vorgenommen, sowie der Zeugin und die die 
Sei tengewehre gefunden haben, und der Zeugen , 
| † und ist der oben wiedergegebene 
Sachverhalt festgestellt worden. Insbesondere ist entgegen 
dem Vorbringen des Angeklagten auf Grund der luseagen des 
lrtatnalbestrkeeeäretäre davon auszugehen, daß 
auch die Aussage des Zeugen glaubhaft erscheint, 
mögen auch politische und persönliche Spannungen zwischen ihm 
und den Angeklagten bestehen. 

Nach der glaubhaften Äuasage des Zeugen ist 
auch festzustellen, daß sich die am 22. November besohlagnahnten 
Gegenstände bereits am IQ. November, also vor der Festnahme des 
Angeklagten, in seinen Räumen befanden; die Grabungen waren 
an 19. Høvenber derer t, daß die etwa so an tief da Erdboden 
verborgenen Flaeohen damals nicht gefuNden wurden; die Gießkanne 

und die Ölkanne mit ihrem Inhalt sind den duroheuchenden 8e= 
alten gleichfalls entgangen und die Holzkiste, die 

19. November gesehen hat, ließ er stehen, da ihn ihr 
Inhalt unverdäohttg erschien. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Angeklagte den 
am 22. Lars entdeckten ßretteruerschlag im Erdboden, wie er 
angabt, für seine Kaninchen angelegt hat; Jedenfalls hat er 
ihn zur Verwahrung der Set tengemehre benutzt. 

' Danach steht fest, daß der Angeklagte die Beschlag= 
rahmten Gegenstände in Besitz gehabt hat. 

3, Der Angeklagte war mehrere Jahre Betchswehrsoldat. 
Seit Jahren ist er Httglteä der KPD.; er hat früher auch dem 
~RFB. und anderen kommunistischen Organisationen angehört und 
sich besonders rege 'al s Ecmmuni 8t betätigt, so daß er als k o =  
nunísttscher Stadtverordneter ausersehen und gewählt wurde. 
Daraus ergibt sich, daß er nicht nur, wie er selbst. sugtbt, 
die Ziele der KPD, gekannt hat;` sondern daß er auch wußte, daß 
die KPO. ihre Ziele auch mit Hilfe von Gewalt zu erreichen 
sucht, indem sie Waffen, Munition und Sprengstoff sammelt, um 
ihre Httglíeder damit für den geeigneten Zeitpunkt des gewalt: 
samen .ünsturses auszurüsten, Auch die zersetsungstättgheit der 

da, 
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IPB, war dem Angeklagten bekannt, 
Um für seine Person die hochverräterischer Ziele der Irr, 

mit Su verwirklichen, hat sich der Angeklagte die beschlagnahmten 
Sprengkapseln und die Sei t engewehre verschafft und bei sich 
aufbewahrt. Dasselbe gilt auch sunindest von den acht *Stücken 
*der bei ihm vcrgefundenon Flugblattes „ in die Organisation", 
dessen hochverrâtertscher Jnhalt ihm bekannt war und den er 
auch als solchen erkannt hat, wobei er Sich bewußt gewesen ist, 
daß dieses Flugblatt der gelegentlichen Zersetzung und damit 
der Untauglichnachung der Betchswehr und Polizei für ihre 
staatlichen Jufgaben dienen sollte, 

4. Daraus ergibt sich, daß sich der Angeklagte sowohl nach 
der äußeren w i e  nach der inneren fatseite eines Verbrechens 
nach den §§ 86, 81 Nr.2 StGB, und nach dem § 7 des Spreng- 
stoffgesetees vom 9. Juni 1684 sowie eines Vergehens nach den 

.des íriegsqerätegesetees vom 27, Juli 1927 und 
3 verordnung vom 14. Dezember 1918 CRsaı.s.142s) 

schuldig gemacht hat. 

§§ 2 und 
der '§§ 1 der 

I 
,II 

VII, 

das 

b: 

ı 
Insoweit findet das Straffreihettsgesetx von zu. Dezember 

1932 keine Anwendung. Gemäß den § 8 sind von den Vergünstigungen 
dieses Gesetze" ausgeschlossen: 

a) Verbrechen gegen Sprengstoffgesets, 

b) Verbrechen gegen die §§ 86, 81 Nr.2 StGB., 
zu wenn die Pat darauf gerichtet war, die Retchswehr oder 
die Polizei nur Erfüllung ihrer Pflicht untauglich zu machen, 
das Deutsche Reich oder seine Länder gegen Angriffe auf ihren 
äußeren 

. 

Bestand zu schützen . Damit scheiden die 
festgestellten Verbrechen bei der Anwendung des Straffreihetts= 
gesetsee aus, soweit die Aufbewahrung der Sprenghqpseln und der 
Zersetzungsschrift in Frage kommt. 

Auch die Aufbewahrung der drei Settengevehre, die gegen 
die §§ 86, cm Nr.2 StGB. und die genannten Best taaungen des 
[riegsgerätegesetses und der verordnung vom 14.0esenber 1918 
verstoßt, fällt gemäß seinem § 4 nicht unter das StrafTreihett8= 
Gesetz, da die-Tat insoweit noch noch den 30, Hovembar 1932 

und inneren 

h 
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zu begangen ist; der Angeklagte hat die Settengewehre bis 

ihrer Auffindung 28. März /933 aufbewahrt. am 

nu. 

ı 

1. Die gesamte Tätigkeit des Angeklagten stellt ein fort= 

gesetztes Verbrechen nach den §§ 86, 81 flr.2 StGB, dar; sie 

beruht auf einen etnheítltchen Vorsats, richtet sich gegen 

dasselbe Reohtsgut und zeigt eine gleichartige Begehungsforn. 

Dieses fortgesetzte Verbrechen der Vorbereitung eines hochver= 

rätertschen Unternehmens trifft zu einem fette tatetnhettltch 

mit dem Verbrechen gegen das Sprengstoffgesets, zu einen anderen 

'fette mit Vergehen sowohl gegen das Krtegsgerätegesetz wie auch 

gegen die Verordnung vom 14. Dezember 1918 zusammen, denn die 
Eandlungswetse des Angeklagten stellt eine einheitliche willens= 

betdttgung dar, durch die mehrere Strafgesetse verletzt werden. 
Somit war der Angeklagte nur wegen einer hat Su bestrafen 

( 5 73 s±àa,), 
Ute Strafe vor gemäß dem § 73 StGB, aus den § 7 des 

Sprengstoffgesetzes vom 9. Juni 1884 als dem Gesetz Su ent= 

nehmen, das die schwerste Strafe androht. 
2. Straferschwerend vor der Umstand zu berücksichtigen , 

daß sich der Angeklagte als früherer Ketohswehrangehörtger 

gegen die nun Schutze des Staates und seiner Bewohner erlasse= 

nen Gesetze vergangen hut; auch der Umstand, daß der Angeklagte 

sich mit der Zersetzung von Retohswehr und Polizei befaßt hat, 

mußte strafsohärfend wirken. Eine Zuohthausstrafe von drei 

Jahren war danach angemessen. 
3. Ute Anrechnung der Untersuchungshaft beruht auf den 

§ 60 StGB, , die Unbrauchbarmaohung auf dem § 41 sfoa. und den 
§ 9 des Krtegsgerätegesetzes, die Einziehung auf dem § 86 a StoB. 

Ute Kostenentscheidung regelt sich nach dem § 465 StPO, . 
gez, Driver, Nengelkooh. leipert, 

Her tel. Schultze. 
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